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Kairo – Vier graue Betonkuppeln ragen in
den blauen Himmel am Persischen Golf,
etwa 50 Kilometer von der Stadt Ruwais im
Emirat Abu Dhabi. Darunter verbergen
sich die Reaktoren des Atomkraftwerks
Barakah, das Südkorea dort errichtet.
Noch in diesem Jahr soll der erste Block
ans Netz gehen; es wird das erste kommer-
zielle Atomkraftwerk in einem arabischen
Land sein und das zweite im gesamten Na-
hen Osten. Das erste läuft auf der anderen
Seite des Golfs, im iranischen Buschir.

In den kommenden Jahren steht der Re-
gion ein nuklearer Boom bevor: In der Tür-
kei haben die Bauarbeiten für vier Reaktor-
Blöcke in Akkuyu am Mittelmeer begon-
nen, für vier weitere in Sinop am Schwar-
zen Meer sind die Aufträge vergeben. Sau-
di-Arabien, Ägypten und Jordanien haben
konkrete Pläne, Iran will zwei weitere Mei-
ler in Buschir errichten. Zugleich wächst
die Sorge, dass Nukleartechnik in der Regi-
on nicht nur für die Stromerzeugung ge-
fragt ist, sondern dass damit Interesse an
militärischer Nutzung einhergeht.

Ein Wettlauf um die Bombe in einer der
instabilsten Regionen der Erde – seit Jah-
ren warnen Experten und Diplomaten vor
einem Domino-Effekt, sollte es einem
Land gelingen, sich Atomwaffen zu ver-
schaffen. Gemeint war immer Iran, denn
die Islamische Republik hat neben dem Re-
aktor von Buschir Anlagen zur Urananrei-
cherung gebaut, eine von zwei möglichen
Methoden zur Gewinnung von spaltbarem
Material für einen Atomsprengkopf. Dies
zu verhindern war einer der wesentlichen
Beweggründe für das Atomabkommen.

Nun aber rückt Saudi-Arabien verstärkt
in den Blick. 16 Atommeiler sollen in den
nächsten 30 Jahren im Königreich entste-
hen, das eine Million Barrel Öl pro Tag ver-
brennt, um seinen Strombedarf zu decken.
Das Kabinett in Riad beschloss jüngst eine
neue Nuklearpolitik, die sich explizit auf
„friedliche Zwecke“ beschränkt. Aufhor-
chen ließ wenig später Kronprinz Moham-
med bin Salman, der dem US-Sender NBC

sagte: „Saudi-Arabien will keine Atombom-
be besitzen, aber kein Zweifel, wenn Iran
eine Atombombe baut, werden wir so
schnell wie möglich nachziehen.“

Seine Äußerung fällt in eine Zeit, in der
die Zukunft des Atomabkommens mit Iran
fraglicher ist denn je. US-Präsident Donald
Trump hat den Europäern ein Ultimatum
bis 12. Mai gesetzt, die nach seiner Ansicht
gravierenden Schwachpunkte der Verein-
barung zu beheben. Deutschland, Frank-
reich und Großbritannien werden den an-
deren EU-Staaten an diesem Montag neue
gezielte Sanktionen gegen das iranische
Raketenprogramm und die Revolutions-
garden vorschlagen. Ob Trump sich damit
aber davon abhalten lässt, aus dem Abkom-
men auszusteigen, ist offen.

Zugleich versucht Trump, dem US-Kon-
zern Westinghouse das Geschäft mit den
Saudis zu verschaffen – auch wenn die
USA dabei auf Beschränkungen verzich-
ten, die sie den Vereinigten Arabischen
Emiraten noch abverlangt hatten. Um an
US-Nukleartechnik zu kommen, müssen
Länder ein Kooperationsabkommen unter-
zeichnen, nach der entsprechenden Passa-
ge des US-Atomenergiegesetzes „123-Ver-
einbarung“ genannt. Die Emirate verzich-
teten darin nicht nur auf die Urananreiche-
rung, sondern auch auf jegliche Wiederauf-
arbeitung, bei der Plutonium anfällt – der
zweite mögliche Stoff für die Bombe.

Diese Klauseln wurden als „Goldstan-
dard“ bekannt und sollten möglichst bei al-
len Abkommen zur Anwendung kommen,
um die Weiterverbreitung sensibler Tech-
nik zu verhindern. Unter Trumps Vorgän-
ger Barack Obama waren daran Gespräche
mit Riad gescheitert. Doch jetzt hat Saudi-
Arabien die ersten beiden Reaktoren ausge-
schrieben, will bis Jahresende das Projekt
vergeben: Russland, China, Frankreich
und Südkorea bieten darauf.

Trump schickte jüngst seinen Energie-
minister Rick Perry nach London, um dort
mit dem saudischen Kronprinzen zu re-
den. Eine geplante Indienreise musste Per-
ry verschieben, aber Westinghouse ist nun
offenbar wieder im Rennen. Insgesamt
könnte es in Saudi-Arabien um 80 Milliar-
den Dollar gehen. Offen ist, ob der Kon-
gress ein Abkommen ohne Goldstandard
billigt – im Falle Vietnams, in dem die Oba-
ma-Regierung darauf verzichtete, hat er es
2014 getan.

Die Konkurrenz ist groß, und sie ist we-
niger wählerisch: Die vier Blöcke in der Tür-
kei errichtet der russische Staatskonzern
Atomstroiexport, als dessen Chef-Verkäu-
fer Präsident Wladimir Putin fungiert.
Auch in Ägypten kam er zum Zug für das
Kraftwerk el-Dabaa, das ebenfalls vier Blö-
cke umfasst. In beiden Fällen sehen die Ver-
träge vor, dass Russland über Jahrzehnte
Brennstoff liefert und die abgebrannten
Brennstäbe zurücknimmt. Aber weder An-
kara noch Kairo waren bereit, Einschrän-
kungen bei Anreicherung oder Wiederauf-
arbeitung zu akzeptieren – und Russland
fragt nicht danach. Jordanien hat die Mach-
barkeitsstudie für sein Kraftwerk eben-
falls in Russland in Auftrag gegeben.

Diese Verträge sichern Moskau Ein-
fluss, zumal es den Großteil der Finanzie-
rung stemmt. Die USA, lange der bevorzug-
te Partner in Ankara, Kairo und Amman,
geraten ins Hintertreffen. Auch Riad arbei-
tet in Energiefragen mit Putin zusammen
– so bei der Stabilisierung der Ölpreise.
Letztlich richtet sich dieses Arrangement
gegen die Schieferöl-Produzenten in den
USA. Schwer vorstellbar, dass Trump nicht
alles tut, um mit den Saudis ins Geschäft
zu kommen, die er neben Israel als engste
Verbündete in der Region sieht.

Anders als die Türkei und Ägypten hat
Saudi-Arabien keine über Jahrzehnte auf-
gebaute nukleare Infrastruktur mit For-
schungsreaktoren und Labors, die Keimzel-

le für ein Waffenprogramm werden könn-
ten. Es hat den Atomwaffensperrvertrag
und andere Vereinbarungen unterzeich-
net, die internationale Kontrolle gewähr-
leisten. Aber es ist wohl auch nicht darauf
angewiesen, sein ziviles Programm für mi-
litärische Zwecke zu missbrauchen.

Nach Ansicht westlicher Geheimdienste
hat Riad maßgeblich das pakistanische
Atomwaffenprogramm finanziert – ge-
knüpft an die Erwartung, im Ernstfall ein-
satzbereite Sprengköpfe erhalten zu kön-
nen. Die strategischen Raketenstreitkräfte
Saudi-Arabiens verfügen über Trägerrake-
ten aus chinesischer Produktion, die Atom-
sprengköpfe tragen können. Damit stünde
Riad eine Abkürzung zur Bombe offen.

Warschau – Zumindest protokollarisch
kommt Polens Regierung den Berliner Gäs-
ten entgegen. Bundeskanzlerin Angela
Merkel wird an diesem Montag in War-
schau bei ihrem Antrittsbesuch als neue,
alte Kanzlerin nicht nur von ihrem Amts-
kollegen, Ministerpräsident Mateusz Mo-
rawiecki, empfangen, sondern auch vom
polnischen Präsidenten Andrzej Duda.
Schon Bundesaußenminister Heiko Maas
traf am vergangenen Freitag in Warschau
außer seinem Amtskollegen Jacek Czapu-
towicz auch den Minister- und den Staats-
präsidenten.

Öffentlich setzt die neue Bundesregie-
rung den Diplomatiekurs der alten fort.
Kritik an Warschau, etwa an der fortschrei-
tenden Beseitigung des Rechtsstaats, über-
lässt sie der EU-Kommission. Außenminis-
ter Maas, der noch als Justizminister im
Sommer 2017 Polens Regierung getadelt
hatte, vermied in Warschau nun deutliche
Kritik. Stattdessen betonte Maas, Deutsch-
land wolle Europa gemeinsam mit Polen
und Frankreich voranbringen. Präsident
Duda ergänzte, dem Bundesaußenminis-
ter zufolge wolle Berlin versuchen, Paris
zur Wiederbelebung des „Weimarer Drei-
ecks“ zu bewegen – also zu gemeinsamen
Beratungen zwischen Deutschland, Frank-
reich und Polen. Die Entscheidung dar-
über „liegt heute in französischen Hän-
den“, sagte Außenminister Czaputowicz.

Auch die Kanzlerin wird wohl – zumin-
dest vor den Kulissen – protokollarische
Nettigkeiten über die europäische Zusam-
menarbeit mit Warschau platzieren. Was
das bewirkt, ist freilich eine andere Frage.
Frankreichs Präsident Emmanuel Macron
hat die polnische Regierung wegen ihrer
Justizgesetze deutlich schärfer als die Bun-
desregierung kritisiert und konkrete
Schritte gegen Warschau gefordert. Dass
er sich auf eine Erneuerung des Weimarer
Dreiecks einlässt, ist unwahrscheinlich.

Der Mann, der Polen eigentlich regiert,
Jarosław Kaczyński, Chef der Regierungs-
partei Recht und Gerechtigkeit, hat mit
dem Austausch des Ministerpräsidenten
und des Außenministers um die Jahres-
wende den Ton geändert: Sowohl Morawie-
cki als auch Czaputowicz treten, anders als
ihre Vorgänger, allzeit höflich und verbind-
lich auf. An der inhaltlichen Substanz aller-
dings ändert das nichts. So behauptete Au-
ßenminister Czaputowicz beim Treffen
mit Maas, die Gesetze seiner Regierung
zur Justizreform stimmten „mit dem
Recht, den Grundlagen und den Werten
der Europäischen Union überein“. Dabei
hatte die Venedig-Kommission, das welt-
weit führende Expertengremium für Ver-
fassungs- und Rechtsfragen, noch im De-
zember festgestellt, dass jedes größere Jus-

tizgesetz und diverse andere Entscheidun-
gen der polnischen Regierungen in den ver-
gangenen zwei Jahren verfassungswidrig
seien beziehungsweise dem EU-Recht
oder internationalen Rechtsmaßstäben wi-
dersprächen. Auch die EU-Kommission
konstatierte, Polens Justiz stehe „unter
der politischen Kontrolle der regierenden
Mehrheit“.

Der Besuch der Kanzlerin kommt einen
Tag bevor Polen im Rechtsstaatsverfahren
gegen Warschau der EU-Kommission ant-
worten muss, ob und wie sie etliche rechts-
widrige Gesetze zurücknehmen will. Doch
schon nach seinem Treffen mit Maas hatte
Außenminister Czaputowicz bekräftigt:
„Derartige Erwartungen sind unrealis-
tisch.“ Bei einer Rücknahme der Gesetze,
wie von der EU-Kommission gefordert,
drohe Polen „der Zusammenbruch der ge-
samten Rechtsprechung“, behauptete der
Warschauer Chefdiplomat. Bereits am
8. März übergab Ministerpräsident Mora-
wiecki der EU-Kommission ein „Weißbuch
zur Reform der polnischen Justiz“. Exper-
ten der polnischen Juristenvereinigung
Iustitia, die Präsidentin des Obersten Ge-
richts und die Gazeta Wyborcza haben das
Weißbuch analysiert – sie sehen es als An-
häufung von Auslassungen, Verdrehungen
und Unwahrheiten.

Der Kabinettschef von Präsident Duda,
Krzysztof Szczerski, sagte mit Blick auf
den Besuch der Kanzlerin, Polen hoffe,
dass das Rechtsstaatsverfahren gegen War-
schau nach Artikel 7 der EU-Verträge „so
schnell wie möglich beendet“ werde, wo-
bei er konkrete Sanktionen wie einen Ent-
zug des polnischen Stimmrechts für Polen
ausschloss. Stattdessen müsse „die Diskus-
sion über die Entwicklung Europas“ fortge-
führt werden. Die Polen erhoffen sich vom
Besuch der Kanzlerin offenbar, dass diese
nach ihrer Wiederwahl angesichts etlicher
anderer außenpolitischer Krisen und Mi-
nenfelder im Verhältnis zu Warschau zum
Alltagsgeschäft zurückkehrt.

Polens früherer Ministerpräsident Les-
zek Miller bezweifelt das. Die Besuche der
Bundeskanzlerin und des Außenministers
in Warschau sieht er als Probe Deutsch-
lands, ob „mit der Regierung von Premier
Morawiecki eine Verständigung möglich
ist“, sagte Miller im polnischen Fernsehen.
Es sei gut möglich, dass die Bundeskanzle-
rin nach ihrer Visite in Warschau „zu dem
Schluss kommt, dass sie in Warschau kei-
ne Partner hat“.  florian hassel

London – Wenn es am Ende des langen Ver-
handlungsprozesses über den Brexit kei-
nen Deal zwischen der EU und Großbritan-
nien geben sollte, dann muss Nordirland
Teil der europäischen Zollunion bleiben.
So sieht man es zumindest in Brüssel, so
hat es die EU-Kommission Ende Februar
in ihren Vertragsentwurf zum Austrittsab-
kommen geschrieben. Die Briten reagier-
ten empört; Premierministerin Theresa
May sagte im Parlament, niemals könne
und werde eine britische Regierung es zu-
lassen, dass das Königreich gespalten wür-
de oder eine Zollgrenze durch die Irische
See verlaufe. Und natürlich werde es eine
zufriedenstellende Lösung für die irische
Insel geben, mit der eine harte Grenze zwi-
schen dem EU-Mitglied Irland und Nordir-
land als Teil des künftigen Nicht-EU-Mit-
glieds Großbritanniens vermieden werde.
Nur: welche?

Jetzt hat der Brexit-Ausschuss im briti-
schen Parlament sich geäußert, und die Re-
gierung dürfte entsetzt sein: Weil es in zen-
tralen Verhandlungsfragen wie der Grenze
auf der irischen Insel kaum Fortschritte ge-
be, müsse der offizielle EU-Austritt Groß-
britanniens womöglich verschoben wer-
den. Der Ausschuss-Vorsitzende Hilary
Benn von der Labour-Partei sagte, die Bre-
xit-Verhandlungen befänden sich „in
einem kritischen Stadium“. Die britische
Regierung habe aber nur noch sieben Mo-
nate Zeit, um Vereinbarungen bei „hoch-
komplexen Themen“ zu erzielen. „Die Re-
gierung muss nun glaubwürdige, detaillier-
te Vorschläge vorlegen.“

An diesem Montag beginnt die nächste
Verhandlungsrunde in Brüssel; die Transi-
tionsphase, die Übergangsphase nach dem
29. März 2019, soll beschlossen werden.
Am Donnerstag und Freitag kommt in
Brüssel der Europäische Rat zusammen,
dann sollen die Staats- und Regierungs-
chefs zusätzliche Leitlinien annehmen.
Die Grenze auf der irischen Insel ist dabei
der sprichwörtliche Elefant im Raum, das
unsichtbare, aber immer präsente Pro-
blem, an dem so vieles hängt. Außenminis-
ter Boris Johnson hatte vor Kurzem ange-
deutet, London könne sich eventuell doch
mit einer harten Grenze abfinden; man
müsse nur dafür sorgen, dass sie kaum
spürbar sei. Die Aussage hat er am Sonntag
in der BBC dementiert; es werde keine
harte Grenze geben, so Johnson. Wie aber
eine Lösung aussehen könne, die Belfast,
London und Dublin zufriedenstellt, sagte
er nicht. cathrin kahlweit  � Seite 4

Stockholm – Nach Gesprächen des
nordkoreanischen Außenministers
Ri Yong-ho in Schweden ist weiter un-
klar, wo ein Treffen zwischen US-Präsi-
dent Donald Trump und Nordkoreas
Machthaber Kim Jong-un stattfinden
könnte. Ri und seine Kollegin Margot
Wallström hätten ihre dreitägigen Ge-
spräche abgeschlossen, teilte das schwe-
dische Außenministerium lediglich mit.
Nordkorea schickte am Sonntag Berich-
ten zufolge einen USA-Experten des
Außenministeriums zu einem informel-
len Austausch mit früheren US-Diplo-
maten und südkoreanischen Sicher-
heitsexperten nach Finnland. Dabei
solle es auch um das geplante Treffen
zwischen Trump und Kim gehen, berich-
tete die südkoreanische Nachrichten-
agentur Yonhap unter Berufung auf
diplomatische Kreise in Seoul. dpa

Tel Aviv/Gaza – Die Auseinandersetzun-
gen zwischen Israel und der im Gaza-
streifen regierenden Hamas verschär-
fen sich. In der Nacht auf Sonntag hat
die israelische Luftwaffe Ziele im südli-
chen Gazastreifen bombardiert. Nach
Angaben der radikalislamischen Hamas
sollen 18 Raketen abgefeuert worden
sein, zuvor hatten bereits Panzer Rich-
tung Gazastreifen geschossen. Das Vor-
gehen der israelischen Armee ist eine
Reaktion auf eine Explosion eines
Sprengsatzes am Grenzzaun, bei der
niemand verletzt wurde. Es ist der fünf-
te Vorfall binnen drei Monaten mit dem
Ziel, israelische Soldaten zu treffen. Die
israelische Armee gab am Sonntag au-
ßerdem bekannt, sie habe zwei Tunnel
der Hamas zerstört, die Richtung Israel
führten. Die Spannungen zwischen
Israelis und Palästinensern nehmen
wieder zu, nachdem am Freitag ein
Palästinenser mit seinem Auto israeli-
sche Soldaten im Westjordanland ge-
rammt und zwei getötet hatte. afp

Peking – Chinas Parlament hat am Wo-
chenende in Peking die neue Führung des
Staates gewählt. Xi Jinping erhielt dabei
am Samstag bei seiner erneuten Wahl zum
Staatspräsidenten 2970 von 2970 Stim-
men. Vizepräsident wurde mit einer Gegen-
stimme Wang Qishan, der die letzten fünf
Jahre der oberste Korruptionsjäger und
rechte Hand Xis war. Und als Premierminis-
ter wurde am Sonntag mit zwei Gegenstim-
men Li Keqiang im Amt bestätigt, der un-
ter dem starken Xi die letzten Jahre kaum
aufgefallen war. Erste große Herausforde-
rung der neuen Staatsführung wird der
sich anbahnende Konflikt mit den USA
sein. US-Präsident Donald Trump wird in
den nächsten Tagen neue Strafzölle auf chi-
nesische Technologie- und Konsumgüter
erlassen. Und am Freitagabend unterzeich-
nete Trump den „Taiwan Travel Act“, der
in Zukunft auch hochrangigen Vertretern
der US-Regierung die Reise nach Taiwan
erlaubt.

Peking protestierte sofort scharf. Die
USA sollten unverzüglich „ihren Fehler kor-
rigieren“, verlangte der Sprecher des chine-
sischen Außenministeriums, Lu Kang. Der
Taiwan Travel Act sei eine „grobe Verlet-
zung des Ein-China-Prinzips“. Das Gesetz
sende die falschen Signale an die Unabhän-
gigkeitsbefürworter in Taiwan und sei ge-
eignet, das amerikanisch-chinesische Ver-
hältnis „schwer zu beschädigen“.

Taiwan war einst eine Provinz Chinas,
ein halbes Jahrhundert lang auch japani-
sche Kolonie. Nachdem ihre Truppen sich
im chinesischen Bürgerkrieg den Kommu-
nisten Mao Zedongs 1949 geschlagen ge-

ben mussten, flohen der nationalistische
Diktator Chiang Kai-shek und seine Kuo-
mintang KMT nach Taiwan. Mit Unterstüt-
zung der USA konnten sie auf der Insel
Maos Eroberungsversuche abwehren und
die Republik China am Leben halten.

Heute ist Taiwan de facto ein eigener
Staat, international aber isoliert, denn fast
alle Länder haben diplomatische Beziehun-
gen zur Volksrepublik China und erkennen
offiziell deren Ein-China-Politik an. Pe-
king zufolge ist Taiwan ein Teil dieses ei-
nen Chinas. Die USA sind bis heute der
wichtigste militärische Alliierte Taiwans,
offiziell aber erkennen auch sie die Ein-Chi-
na-Politik Pekings an, demzufolge fanden
Kontakte zwischen Washington und Tai-
peh in den vergangenen Jahrzehnten nur
auf niedriger Ebene statt.

In Taiwan wurde das neue Gesetz be-
grüßt. Die taiwanische Präsidentin Tsai
Ing-wen dankte US-Präsident Trump auf
Twitter. Der Taiwan Travel Act nennt Tai-
wan einen „Leuchtturm der Demokratie“.
Tatsächlich hat sich Taiwan in den vergan-
genen drei Jahrzehnten in eine der leben-
digsten Demokratien Asiens verwandelt.
Kaum ein Bürger Taiwans wünscht sich
heute eine Wiedervereinigung mit der
kommunistischen Volksrepublik. In den
vergangenen Jahren allerdings hatte Tai-
wan wirtschaftlich zu kämpfen, und zu-
letzt wuchs der Druck aus Peking.

Nach vielen Jahren einer Kuomintang-
Regierung, die Peking stets umworben hat-
te, wurde im Mai 2016 Tsai Ing-wen zur
Präsidentin Taiwans gewählt. Sie gehört
zur Demokratischen Fortschrittspartei,

die ihre Wurzeln in der taiwanischen Unab-
hängigkeitsbewegung hat. Tsai gilt als mo-
derat, weil sie sich allerdings nicht offiziell
zum „einen China“ bekennt, hat Peking
alle hochrangigen Kontakte abgebrochen.
Gleichzeitig erhöht China die Zahl seiner
Militärübungen um Taiwan und versucht,
die Isolierung des Landes international
weiter zu verstärken.

Der Taiwan Travel Act kommt zu einer
Zeit, da Washington gleich an mehreren
Fronten die Konfrontation mit China
sucht. Noch im November hatte Donald
Trump Peking besucht und Chinas Staats-
präsident Xi Jinping seinen „guten
Freund“ genannt. Mittlerweile scheint er
zurückgekehrt zu sein zur konfrontativen
Haltung seiner Wahlkampfzeit, als er Chi-
na vorgeworfen hatte, mit seinen Handels-
praktiken die USA „zu vergewaltigen“. Zu-
letzt holte Trump den umstrittenen Ökono-
men Peter Navarro als Berater zurück an
seine Seite. Für Navarro ist China der
Hauptfeind von Amerikas Wirtschaft, ei-
nes seiner Bücher heißt „Death by China“,
Tod durch China.

Trump und Navarro verlangen von Chi-
na, sein Handelsdefizit mit den USA in Hö-
he von 100 Milliarden Dollar zurückzufah-
ren. In den nächsten Tagen schon werden
in Washington neue Strafzölle auf chinesi-
sche Importe in Höhe von bis zu 60 Milliar-
den Dollar erwartet. China hat für den Fall
Vergeltungsmaßnahmen angekündigt.

Für die Kontakte zu den USA soll in Zu-
kunft wohl auch wieder Wang Qishan zu-
ständig sein, der am Samstag vom Nationa-
len Volkskongress zum Vizepräsidenten ge-
wählt wurde. Wangs Wahl war ein erwarte-
tes Comeback: Der 69-Jährige hatte in den
letzten fünf Jahren die gefürchtete Zentra-
le Disziplinarkommission der KP geleitet.
In der Funktion war er der Exekutor von Xi
Jinpings Kampf gegen die Korruption,
räumte für Xi aber auch mächtige Rivalen
aus dem Weg. Eigentlich aber hat Wang Qis-
han eine Karriere als Finanzfachmann und
Wirtschaftsreformer hinter sich. Er bewies
sich mehrfach als Krisenmanager, und
suchte stets den Kontakt zu ausländischen
Geschäftsleuten und Politikern.

Am Samstag schworen sowohl Wang Qis-
han als auch Xi Jinping nach ihrer Kür
einen Eid auf die Verfassung, eine Zeremo-
nie, die es so in China zuvor nicht gegeben
hatte. Die Verfassung war erst am vorver-
gangenen Sonntag geändert worden. Fürs
Präsidentenamt wurde die Beschränkung
auf zwei Amtszeiten aufgehoben. Außer-
dem fand Xi Jinping als erster lebender
Staatsführer seit Mao Zedong mit einer
eigenen politischen Theorie, dem „Xi-Jin-
ping-Denken“, Eingang in die Verfassung.
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Der Prinz
und die Kernkraft

Saudi-Arabien will 16 Atomreaktoren bauen – und deutet
selbst an, dass es dabei nicht nur um friedliche Nutzung geht

Die Kanzlerin könnte bei ihrem
Besuch herausfinden, dass sie
in Warschau keine Partner hat

Freundlich im Ton
Angela Merkel darf in Polen vor allem auf Nettigkeiten hoffen

Mateusz Morawie-
cki, 49, ist seit De-
zember Ministerprä-
sident Polens. Er
tritt gegenüber der
EU diplomatischer
auf als seine Vorgän-
gerin, doch die inhalt-
lichen Differenzen
bleiben. FOTO: AP

Sondierungen im Norden

Israel feuert auf Gazastreifen

Colombo – Sri Lanka hat den wegen
religiöser Spannungen verhängten
Ausnahmezustand am Sonntag wieder
aufgehoben. Präsident Maithripala
Sirisena teilte über Twitter mit, er habe
sich nach „Beurteilung der Sicherheits-
lage“ dazu entschlossen, den seit dem
6. März bestehenden Ausnahmezu-
stand zu beenden. Zuletzt hatten sich
die Spannungen zwischen Singhalesen
und Muslimen im Land verschärft. Die
Mehrheit der Bevölkerung in Sri Lanka
sind Singhalesen, sie sind zumeist bud-
dhistischen Glaubens. Muslime machen
etwa zehn Prozent der Bevölkerung aus.
Sie sind im Schnitt besser gebildet als
der Durchschnitt und führen oft
Geschäfte. epd

AUSLAND „Grobe Verletzung“
Chinas frisch bestätigte Führung kritisiert neue Taiwan-Politik der USA scharf
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Ein Mann der entschlossenen Schritte: Der saudische Kronprinz, Vizepremier und Verteidigungsminister Mohammed bin Sal-
man, hier bei einem London-Besuch vorvergangene Woche, setzt auf die Überzeugungskraft des Urans.  FOTO: DAN KITWOOD /GETTY

Auch hochrangige Vertreter der US-Regierung dürfen Taiwans Flagge künftig nahekom-
men – so hat es US-Präsident Trump verfügt. China gefällt das nicht.  FOTO: T. SIU/REUTERS

Trump wird in den kommenden
Tagen weitere Zölle einführen.
Peking kündigt Vergeltung an

Hart
an der Grenze

Brexit-Ausschuss fordert konkrete
Pläne zur Lösung der Irland-Frage

„Wenn Iran eine Atombombe baut,
werden wir so schnell wie möglich
nachziehen“, droht Bin Salman

Ausnahmezustand beendet


